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HANSESTADT LÜNEBURG
DER OBERBÜRGERMEISTER

Vorlage-Nr.
VO/7985/18-1

03 S - Stiftungsangelegenheiten
Frau Gerber Datum: 

15.10.2018

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Beschluss einer Förderrichtlinie für die Hospitäler

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 17.09.2018 Stiftungsrat der Stiftung Hospital zum Graal

N 17.09.2018 Stiftungsrat der Stiftung Hospital zum Großen Heiligen Geist

N 17.09.2018 Stiftungsrat der Stiftung Hospital St. Nikolaihof

N 30.10.2018 Verwaltungsausschuss

Ö 01.11.2018 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:
Der in der Anlage beigefügte Richtlinienentwurf ist nach der Sitzung der Stiftungsräte vom 
17.09.2018 in den Punkten 6.(2) und 8 angepasst bzw. ergänzt worden.

Nach den Regelungen in den Stiftungssatzungen der Hospitäler zum Graal, zum Großen 
Heiligen Geist und St. Nikolaihof können die Stiftungen neben der vorrangigen Gewährung 
von Unterkunft in den Stiftungsgebäuden auch Zuwendungen für soziale, mildtätige und ge-
meinnützige Zwecke für sozial Bedürftige und Benachteiligte, besonders im Bereich der Al-
tenhilfe, in der Hansestadt Lüneburg leisten. Die Stiftungen verwenden dazu die aus laufen-
den Erträgen erwirtschafteten Überschüsse.
 
Entsprechend der Aussagen im Gutachten zur Neuausrichtung der Lüneburger Hospitalstif-
tungen der Profund GmbH aus 2013 sollen die drei von der Hansestadt Lüneburg verwalte-
ten Hospitalstiftungen künftig stärker als Förderstiftungen etabliert und wahrgenommen wer-
den. Die Voraussetzungen hierfür wurden bereits durch die Satzungsänderungen 2015 ge-
schaffen, indem die Stiftungszwecke im Vergleich zu den vorherigen Fassungen der Stif-
tungssatzungen modifiziert worden sind. Die bis dahin bereits auf Grundlage des vormaligen 
Stiftungszweckes „Förderung der Altenhilfe“ im weiteren Sinne erbrachten Leistungen für die 
Hansestadt Lüneburg, z. B. Förderung des Senioren- und Pflegestützpunktes und der Senio-
renstadtteilarbeit, sollen seither im Rahmen eines formellen Förderverfahrens abgearbeitet 
werden. Hierzu gehören die Antragstellung durch den  zuständigen Fachbereich, die Prüfung 
und Bewilligung dieser Anträge, die Erteilung eines Förderbescheides sowie die Erstellung 
und Prüfung eines Verwendungsnachweises nach Ablauf eines Förderzeitraums. Diese Be-
arbeitungsschritte sind seit 2015 auch bereits zum größten Teil umgesetzt worden.
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In den letzten Jahren sind darüber hinaus zunehmend Anträge von Dritten hinzu gekommen, 
die inhaltlich dem Stiftungszweck der Hospitäler entsprechen. Auch die Förderung solcher 
Projekte soll durch die Förderrichtlinie auf Grundlage der Stiftungssatzungen ermöglicht und 
formal abgearbeitet werden. Es wird auf die bisher bereits beschlossenen Förderungen der 
Tafel e. V., der Seniorenzeitschrift „Ausblick“ und der Kindertafel der Paul-Gerhardt-Gemein-
de verwiesen. Aufgrund der Regelungen in den Stiftungssatzungen werden diese Zuwendun-
gen über die Hansestadt Lüneburg gewährt und weitergeleitet.
 
Ziel der Förderung ist es hierbei, sozial bedürftigen und benachteiligten Personen eine ange-
messene Lebensqualität zu ermöglichen. Dies umfasst insbesondere auch die Möglichkeit 
zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben einschließlich Bildung und Kultur. Menschenwür-
de, soziale Gerechtigkeit und lokale Solidarität sind darin zu verwirklichende Werte. Prakti-
sche Hilfe durch Begegnung, Beratung und Unterstützung im Alltagsleben verdienen deshalb 
besondere Aufmerksamkeit.
 
Die vorliegende Richtlinie soll dabei die bestehenden Regelungen der Stiftungssatzungen 
hinsichtlich der Förderpolitik konkretisieren. Die dort getroffenen formalen Regelungen zur 
Zuständigkeit, zu den Wertgrenzen etc. bleiben unberührt.
 
Die Anfang 2015 neu formierten Stiftungsräte hatten sich in einer Klausurtagung im März 
2015 bereits mit dem Entwurf einer solchen Förderrichtlinie befasst. Die weitere Behandlung 
bzw. ein Beschluss wurden jedoch seinerzeit zurückgestellt, weil dies der zu errichtenden 
Dachstiftung überlassen bleiben sollte. Um nunmehr auch ohne Dachstiftung die Förderung 
transparenter machen und öffentlichkeitswirksamer gestalten zu können, soll die Förderricht-
linie als Leitlinie für die Stiftungsräte beschlossen werden. Dies insbesondere vor dem Hin-
tergrund, dass der Stiftungsrat bei Zuwendungen bis zu 50.000,- EUR/a gemäß § 7 Abs. 1 
der Stiftungssatzungen selbst über die Bewilligungen entscheiden kann. 
 
Gemäß §§ 5, 7 Abs. 2 der Stiftungssatzungen beschließt der Rat über die Richtlinie.

Beschlussvorschlag:
Die „Richtlinie zur Vergabe von Fördermitteln durch die Stiftungen Hospital zum Graal, Hos-
pital zum Großen Heiligen Geist und Hospital St. Nikolaihof (Förderrichtlinie)“ wird beschlos-
sen.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 38,-

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja x (nach jährlichem Haushaltsbeschluss)
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:
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e)  mögliche Einnahmen:

Anlage/n:
Entwurf der Förderrichtlinie

Beratungsergebnis:

Sitzung
am

TOP Ein-
stimmig

Mit
Stimmen-Mehrheit

Ja / Nein / Enthaltun-
gen

lt. Be-
schluss-

vorschlag

abweichende(r) Empf 
/Beschluss

Unterschr. 
des Proto-

kollf.

1

2

3

4

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
DEZERNAT III
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Richtlinie zur Vergabe von Fördermitteln 
durch die Stiftungen 

Hospital zum Graal, Hospital zum Großen Heiligen Geist und 

Hospital St. Nikolaihof 
 

 
Präambel 

Neben der vorrangigen Gewährung von Unterkunft in den 
Stiftungsgebäuden gewähren die Stiftungen auch Zuwendungen für 

soziale, mildtätige und gemeinnützige Zwecke für sozial Bedürftige und 
Benachteiligte, besonders im Bereich der Altenhilfe, in der Hansestadt 
Lüneburg. Die Stiftungen verwenden dazu die aus laufenden Erträgen 
erwirtschafteten Überschüsse. 
 
Ziel der Förderung ist es, sozial bedürftigen und benachteiligten 
Personen eine angemessene Lebensqualität zu ermöglichen. Dies 
umfasst insbesondere auch die Möglichkeit zur Teilhabe am 

gesellschaftlichen Leben einschließlich Bildung und Kultur. 
Menschenwürde, soziale Gerechtigkeit und lokale Solidarität sind darin 
zu verwirklichende Werte. Praktische Hilfe durch Begegnung, Beratung 
und Unterstützung im Alltagsleben verdienen deshalb besondere 
Aufmerksamkeit. 
 
Die vorliegende Richtlinie soll dabei die bestehenden Regelungen der 
Stiftungssatzungen hinsichtlich der Förderpolitik konkretisieren. Die 
dort getroffenen formalen Regelungen zur Zuständigkeit, zu den 

Wertgrenzen etc. bleiben unberührt. 
 
1.  Förderzwecke 

Zweck der Förderung ist es, die Lebensqualität insbesondere älterer 
Personen in der Hansestadt Lüneburg zu verbessern, indem  
- die Beschaffung und Erhaltung altersgerechter Wohnungen und 
eines entsprechenden Umfeldes unterstützt werden, 
- Schwierigkeiten, am Leben in der Gemeinschaft in angemessener 
Weise teilzunehmen, überwunden oder gemildert werden und 

- die Teilhabe am öffentlichen Leben einschließlich Bildung und Kultur 
ermöglicht oder unterstützt wird. 
 
2.  Förderkriterien 

(1) Gefördert werden  gemeinnützige Vorhaben und bereits 
bestehende Projekte und Institutionen, die geeignet sind, die 

Förderzwecke zu verwirklichen. Die  Vorhaben und Maßnahmen 
müssen konzeptionell schlüssig beschrieben sein und eine 
Erfolgsbeurteilung der Maßnahme ermöglichen.  
(2) Die Förderprojekte sollen geeignet sein, eine langfristige 
vorbildhafte Breitenwirkung zu erzielen.  
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(3) Pflichtaufgaben öffentlicher Aufgabenträger können nicht gefördert 

werden.  
(4) Besondere öffentliche Finanzierungsmittel sind jeweils vorrangig in 
Anspruch zu nehmen. 
 
3.  Förderungsempfänger  

(1) Nach § 4 der Stiftungssatzungen dürfen Zuwendungen an die 

Hansestadt Lüneburg oder an andere gemeinnützige Stiftungen 
geleistet werden, soweit damit Zwecke erfüllt werden, die denen der 
Stiftungen vergleichbar sind. Die Hansestadt Lüneburg ist berechtigt, 
Fördermittel entsprechend weiterzuleiten; der Letztempfänger muss 
jedoch die Kriterien der Gemeinnützigkeit im Sinne von § 52 
Abgabenordnung (AO) erfüllen.  
(2) Das geförderte Projekt muss in Lüneburg durchgeführt werden 
bzw. die geförderte Institution in Lüneburg ortsansässig sein. 
(3) Einzelne natürliche Personen können wegen des Vorrangs der 

sozialen Leistungssysteme nicht gefördert werden.  
 
4.  Art der Förderung  

Die Förderung erfolgt durch die Gewährung von Finanzmitteln als 
Anteilsfinanzierung oder als pauschale Projektförderung 
(Festbetragsfinanzierung). Die Förderung dauerhafter (d.h. 

wiederkehrender) Projekte wird zunächst für höchstens 5 Jahre 
gewährt, wobei eine weitere Förderung möglich ist, wenn durch den 
Verwendungsnachweis der erzielte Erfolg zu erkennen ist.  
 
5.  Antragstellung 

(1) Förderanträge sind rechtzeitig vor Projektbeginn, spätestens 

jedoch bis zum 31.01. für das jeweilige Jahr schriftlich zu stellen. Sie 
müssen eine klar umrissene, vollständige Beschreibung des zu 
fördernden Vorhabens, der voraussichtlichen Kosten, erzielbarer 
Erträge, der vorhandenen Eigenmittel und des angestrebten Erfolgs 
enthalten.  
(2) Der Antragsteller muss erwarten lassen, dass er das Vorhaben 
erfolgreich durchführen kann. Der Antragsteller muss versichern, die 
Mittel im Rahmen der Aufgabenstellung sparsam und wirtschaftlich zu 
verwenden.   

(3) Die Förderanträge sind über die Hansestadt Lüneburg zu stellen. 
 
6.  Förderbescheid und Mittelabruf 

(1) Die Stiftungsverwaltung prüft, ob die Fördervoraussetzungen 
gegeben sind und ob eine Förderung erfolgen kann. Nach Einholung 
der notwendigen Beschlüsse wird das Ergebnis dem Antragsteller 
schriftlich per Zuwendungsbescheid durch die Hansestadt Lüneburg 
mitgeteilt.  
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(2) In dem Förderbescheid ist  das Projekt zu umschreiben und es ist 

zu bestimmen, in welcher Weise die Verwendung der Mittel und die 
erzielten Erfolge nachzuweisen und zu beschreiben sind.  Bei einem 
Verstoß gegen die  Vorgaben des Förderbescheides kann der 
Förderbescheid zurückgenommen oder widerrufen werden und die 
Mittel können nach Maßgabe der §§ 48, 49, 49a VwVfG ganz oder 
teilweise zurückgefordert werden. 
(3) Eine Auszahlung der Mittel kann nur nach schriftlicher Anforderung 
durch den Antragsteller (Mittelabruf) unter Vorlage entsprechender 
Belege bei der Hansestadt Lüneburg erfolgen. Voraussetzung ist die 

haushaltsrechtliche Verfügbarkeit der Mittel. 
(4) Die bewilligten Mittel sind jeweils bis zum 05.02. des Folgejahres 
abzurufen, andernfalls verfallen sie. 
 
7.  Erfolgsnachweis/Verwendungsnachweis 

(1) Die Verwendung der gewährten Mittel wird überprüft und ist der 
Hansestadt Lüneburg in geeigneter Weise (zahlenmäßiger Nachweis, 
Sachbericht) nachzuweisen. Der erreichte Erfolg ist darzulegen.  

(2) Bei Förderungen wiederkehrender Maßnahmen  hat ein 
Erfolgsnachweis regelmäßig im Februar jeden Jahres zu erfolgen. Dies 
gilt insbesondere für die Hansestadt Lüneburg als 
Zuwendungsempfänger, die aufgrund haushaltsrechtlicher Vorgaben 
den Nachweis für Förderungen eines Jahres jeweils bis spätestens zum 
28. Februar des Folgejahres zu erbringen hat. 

8.  Schlussbestimmung 

Die Richtlinie tritt zum 01.01.2019 in Kraft und wird spätestens nach 
Ablauf von 5 Jahren seit Inkrafttreten überprüft. 

 
 
Mädge 
(Oberbürgermeister) 
 
 
 
Beschlossen vom Rat der Hansestadt Lüneburg am…. 
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